
Klöckner & Co AG

Abstimmungsergebnisse der Hauptversammlung vom 20. Juni 2007

Die Präsenz vor Beginn der Abstimmung war 25.616.767 Aktien, das entspricht 55,09% des
Grundkapitals.

Tagesordnungspunkt 1

Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der Klöckner & Co AG und des
gebilligten Konzernabschlusses für das Geschäftsjahr 2006 mit dem Lagebericht der
Klöckner & Co AG und des Konzerns für das Geschäftsjahr 2006 sowie dem Bericht
des Aufsichtsrats

Ohne Abstimmung

Tagesordnungspunkt 2

Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns des Geschäftsjahres 2006

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn in Höhe von € 37.200.000,-- in
voller Höhe zur Ausschüttung einer Dividende in Höhe von € 0,80 je dividendenberechtigter
Stückaktie zu verwenden.

Abstimmungsergebnis
Ja-Stimmen: 25.611.289

99,99%

Tagesordnungspunkt 3

Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das
Geschäftsjahr 2006

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands für das
Geschäftsjahr 2006 Entlastung zu erteilen.

Abstimmungsergebnis
Ja-Stimmen: 25.608.395

99,99%

Tagesordnungspunkt 4

Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das
Geschäftsjahr 2006

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats für das
Geschäftsjahr 2006 Entlastung zu erteilen.

Abstimmungsergebnis
Ja-Stimmen: 25.607.988



99,99%

Tagesordnungspunkt 5

Wahlen zum Aufsichtsrat

Der Aufsichtsrat schlägt vor, folgende Personen für eine neue Amtsperiode in den
Aufsichtsrat zu wählen:

5a) Dr. Jochen Melchior, Essen, ehemaliger Vorstandsvorsitzender der damaligen 
STEAG AG, Essen, sowie

Abstimmungsergebnis
Ja-Stimmen: 25.256.349

98,62%

5b) Dr. Hans-Georg Vater, Ratingen, ehemaliges Mitglied des Vorstands der
HOCHTIEF Aktiengesellschaft, Essen

Abstimmungsergebnis
Ja-Stimmen: 25.580.255

99,91%

und zwar jeweils für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die
Entlastung des Aufsichtsrats für das vierte Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit
beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird dabei nicht mitgerechnet.

Tagesordnungspunkt 6

Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers und des
Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2007

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die KPMG Hartkopf + Rentrop Treuhand KG
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Köln, zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer
für das Geschäftsjahr 2007 sowie für eine prüferische Durchsicht des verkürzten
Abschlusses und des Zwischenlageberichts gemäß §§ 37w Abs. 5, 37y Nr. 2 WpHG im
Geschäftsjahr 2007 zu bestellen.

Abstimmungsergebnis
Ja-Stimmen: 25.394.022

99,99%

Tagesordnungspunkt 7

Satzungsänderung

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:

§ 3 der Satzung wird in der Überschrift geändert, der bisherige Satz wird Absatz 1, und es
wird ein neuer Absatz 2 angefügt, so dass § 3 der Satzung wie folgt neugefasst wird:



wird ein neuer Absatz 2 angefügt, so dass § 3 der Satzung wie folgt neugefasst wird:

„§ 3
Bekanntmachungen und Informationsübermittlung

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft werden im elektronischen Bundesanzeiger 
veröffentlicht, soweit das Gesetz nicht zwingend etwas anderes bestimmt.

(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, Aktionären mit deren Zustimmung Informationen im 
Wege der Datenfernübertragung zu übermitteln.“

Abstimmungsergebnis
Ja-Stimmen: 25.596.813

99,99%

Tagesordnungspunkt 8

Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:

(a) Die Gesellschaft wird gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG ermächtigt, bis zum
19. Dezember 2008 eigene Aktien bis zu 10 % des bei der Beschlussfassung der
Hauptversammlung vorhandenen Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben. Die
Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder mehrmals durch die
Gesellschaft, durch Gesellschaften der Klöckner & Co-Gruppe oder für Rechnung
der Gesellschaft oder Gesellschaften der Klöckner & Co-Gruppe durch Dritte
ausgenutzt werden. Der Erwerb erfolgt nach Wahl des Vorstands über die Börse oder
mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots.

(b) Erfolgt der Erwerb von eigenen Aktien über die Börse, darf der Erwerbspreis je
Aktie der Gesellschaft (ohne Erwerbsnebenkosten) den höchsten am Erwerbstag an
der Frankfurter Wertpapierbörse im Parkett- und Computerhandel festgestellten
Börsenkurs (zuzüglich Kosten und Gebühren) nicht überschreiten. Der Erwerbspreis
je Aktie der Gesellschaft (ohne Erwerbsnebenkosten) darf maximal 25 % unter dem
im vorstehenden Satz genannten Kurs liegen.

(c) Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot der Gesellschaft an alle
Aktionäre der Gesellschaft, darf der Kaufpreis je Aktie der Gesellschaft (ohne
Erwerbsnebenkosten) den Börsenkurs um nicht mehr als 20 % über- oder
unterschreiten. Als insoweit maßgeblicher Börsenkurs gilt der Mittelwert der
Börsenkurse der Aktien der Gesellschaft, der in der Schlussauktion im XETRA-
Handelssystem der Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem vergleichbaren
Nachfolgesystem) während der letzten fünf Börsentage vor dem Tag der
Veröffentlichung des öffentlichen Kaufangebots ermittelt wird.

(d) Der Vorstand wird ermächtigt, die eigenen Aktien über die Börse oder mittels eines
an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Angebots zu veräußern. Der Vorstand wird
aber auch ermächtigt, eine andere Form der Veräußerung vorzunehmen, wenn die
Aktien der Gesellschaft gegen Barzahlung zu einem Preis (ohne
Veräußerungsnebenkosten) veräußert werden, der den Börsenkurs von Aktien der
Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Diese
Ermächtigung beschränkt sich (unter Einbeziehung sonstiger Ermächtigungen zur
Ausgabe neuer Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4



aber auch ermächtigt, eine andere Form der Veräußerung vorzunehmen, wenn die
Aktien der Gesellschaft gegen Barzahlung zu einem Preis (ohne
Veräußerungsnebenkosten) veräußert werden, der den Börsenkurs von Aktien der
Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Diese
Ermächtigung beschränkt sich (unter Einbeziehung sonstiger Ermächtigungen zur
Ausgabe neuer Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4
AktG) auf insgesamt 10 % des bei der Beschlussfassung der Hauptversammlung
bestehenden Grundkapitals und, wenn dieses geringer ist, des im Zeitpunkt der
Ausübung der Ermächtigung zum Verkauf bestehenden Grundkapitals der
Gesellschaft. Als maßgeblicher Börsenkurs im Sinne der vorstehenden Regelung gilt
dabei der Mittelwert der Börsenkurse der Aktie der Gesellschaft, der in der
Schlussauktion im XETRA-Handelssystem der Frankfurter Wertpapierbörse (oder in
einem vergleichbaren Nachfolgesystem) während der letzten fünf Börsentage vor der
Veräußerung der eigenen Aktien ermittelt wird.

(e) Der Vorstand wird weiter ermächtigt, die erworbenen eigenen Aktien unter
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre an Dritte zu veräußern, soweit dies zum
Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen und/oder Beteiligungen
an Unternehmen oder zur Bedienung von gemäß Tagesordnungspunkt 9 der
Hauptversammlung vom 20. Juni 2007 ausgegebenen Options- und/oder
Wandelschuldverschreibungen erfolgt.

(f) Der Vorstand wird schließlich ermächtigt, die erworbenen eigenen Aktien ohne
weiteren Hauptversammlungsbeschluss einzuziehen.

Die vorstehenden Ermächtigungen können einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilbeträgen,
einzeln oder gemeinsam durch die Gesellschaft oder durch mit ihr verbundene Unternehmen
oder durch Dritte für Rechnung der Gesellschaft oder der mit ihr verbundenen Unternehmen
ausgeübt werden.

Abstimmungsergebnis
Ja-Stimmen: 23.735.190

94,21%

Tagesordnungspunkt 9

Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:

Der Vorstand wird ermächtigt, bis zum 20. Juni 2012 einmalig oder mehrmals auf den
Inhaber lautende Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen (nachstehend gemeinsam
„Schuldverschreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu € 350.000.000,00 mit einer
Laufzeit von maximal zwanzig Jahren zu gewähren und den Inhabern von
Schuldverschreibungen Options- oder Wandlungsrechte auf insgesamt bis zu 4.650.000 auf
den Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am
Grundkapital von bis zu € 11.625.000,00 nach näherer Maßgabe der jeweiligen Bedingungen
der Schuldverschreibungen (nachstehend „Anleihebedingungen“) zu gewähren.



Die Schuldverschreibungen können außer in Euro auch in der gesetzlichen Währung eines
OECD-Staates – unter Begrenzung auf den entsprechenden Euro-Gegenwert von max.
€ 350.000.000,00 – begeben werden. Sie können auch durch Gesellschaften mit Sitz im In-
und Ausland begeben werden, an denen die Klöckner & Co AG unmittelbar oder mittelbar
mit Mehrheit beteiligt ist (nachstehend „Konzernunternehmen“). In diesem Fall wird der
Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, für die Klöckner & Co AG die
Garantie für die Schuldverschreibungen zu übernehmen und den Gläubigern von
Optionsschuldverschreibungen Optionsrechte bzw.  d e n  Inhabern  von
Wandelschuldverschreibungen Wandlungsrechte auf neue Aktien der Klöckner & Co AG zu
gewähren.

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen zu. Die
Schuldverschreibungen können auch von einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1
Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 tätigen Unternehmen (nachstehend
„Finanzinstitut“) oder einem Konsortium solcher Kredit- bzw. Finanzinstitute mit der
Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der
Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der
Aktionäre auf die Schuldverschreibungen auszuschließen,

−  sofern sie gegen bar ausgegeben werden und der Vorstand nach pflichtgemäßer
Prüfung zu der Auffassung gelangt, dass der Ausgabepreis den nach anerkannten
finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der
Schuldverschreibungen nicht wesentlich unterschreitet. Dies gilt jedoch nur insoweit,
als die zur Bedienung der mit den Schuldverschreibungen verbundenen Options-
oder Wandlungsrechte auszugebenden Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals der
Gesellschaft im Zeitpunkt der Beschlussfassung oder - falls dieser Wert geringer ist -
im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht
überschreiten. Auf die 10 %-Grenze sind Aktien der Klöckner & Co AG
anzurechnen, die in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz
4 AktG während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer
Ausnutzung ausgegeben oder von der Gesellschaft veräußert werden;

−  um Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben, vom
Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen;

− soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Optionsrechten oder Gläubigern von
Wandlungsrechten, die von der Gesellschaft oder von Konzernunternehmen
ausgegeben wurden oder werden, ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie
es ihnen nach Ausübung der Rechte zustände.

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inhaber der
Wandelschuldverschreibungen das Recht, ihre Wandelschuldverschreibungen, nach näherer
Maßgabe der Anleihebedingungen, in neue Aktien der Gesellschaft umzutauschen. Das
Umtauschverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags einer
Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie der
Gesellschaft. Das Umtauschverhältnis kann in jedem Fall auf eine ganze Zahl auf- oder
abgerundet werden. Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusammengelegt
und/oder in Geld ausgeglichen werden.



Im Falle der  Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder
Optionsschuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber
nach näherer Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden Anleihebedingungen zum Bezug
von neuen Aktien der Klöckner & Co AG berechtigen. Für auf Euro lautende, durch die
Gesellschaft begebene Optionsschuldverschreibungen können die Anleihebedingungen
vorsehen, dass der nach Maßgabe dieser Ermächtigung festgelegte Optionspreis auch durch
Übertragung von Teiloptionsschuldverschreibungen und gegebenenfalls eine bare Zuzahlung
erfüllt werden kann. Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die je
Teiloptionsschuldverschreibung zu beziehenden Aktien entfällt, darf den Nennbetrag dieser
Teiloptionsschuldverschreibung nicht übersteigen. Soweit sich Bruchteile von Aktien
ergeben, kann vorgesehen werden, dass diese Bruchteile nach Maßgabe der
Anleihebedingungen, gegebenenfalls gegen Zuzahlung, zum Bezug ganzer Aktien aufaddiert
werden.

Der jeweils festzusetzende Options- oder Wandlungspreis muss 135 % des
volumengewichteten durchschnittlichen Börsenkurses der Aktien der Gesellschaft im
XETRA-Handelssystem der Frankfurter Wertpapierbörse (oder in einem vergleichbaren
Nachfolgesystem) betragen, und zwar

− im Zeitraum zwischen der Beschlussfassung über die Ausnutzung der Ermächtigung
durch den Vorstand und der endgültigen Zuteilung der Schuldverschreibungen durch
d i e  d i e
Emission begleitenden Banken; oder

− sofern den Aktionären ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen zusteht, in der
Schlussauktion während der Tage, an denen Bezugsrechte auf die
Schuldverschreibungen an der Frankfurter Wertpapierbörse gehandelt werden, mit
Ausnahme der beiden letzten Börsenhandelstage des Bezugsrechtshandels.

Der Options- bzw. Wandlungspreis kann unbeschadet von § 9 Abs. 1 AktG aufgrund einer
Verwässerungsschutzklausel nach näherer Bestimmung der Anleihebedingungen
wertwahrend angepasst werden, wenn die Gesellschaft bis zum Ablauf der Options- bzw.
Wandlungsfrist unter Einräumung eines Bezugsrechts an ihre Aktionäre das Grundkapital
erhöht oder weitere Schuldverschreibungen begibt oder garantiert und den Inhabern schon
bestehender Options- oder Wandlungsrechte hierbei kein Bezugsrecht eingeräumt wird. Die
Anleihebedingungen können auch für andere Maßnahmen der Gesellschaft, die zu einer
Verwässerung des Wertes der Options- bzw. Wandlungsrechte führen können, eine
wertwahrende Anpassung des Options- bzw. Wandlungspreises vorsehen.

Die Anleihebedingungen können das Recht der Gesellschaft vorsehen, im Falle der
Optionsausübung bzw. der Wandlung keine Aktien zu gewähren, sondern einen Geldbetrag
zu zahlen, der für die Anzahl der andernfalls zu liefernden Aktien dem nicht
volumengewichteten Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft in der Schlussauktion im
XETRA-Handelssystem der Frankfurter Wertpapierbörse (oder in einem vergleichbaren
Nachfolgesystem) während der letzten zehn Börsenhandelstage vor Erklärung der Wandlung
bzw. der Optionsausübung entspricht. Die Erfüllung der Bezugs- bzw. Wandlungsrechte der
Inhaber von Schuldverschreibungen kann im Übrigen durch Hingabe von eigenen Aktien der
Gesellschaft sowie durch Ausgabe von neuen Aktien aus dem gemäß Tagesordnungspunkt
10 der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 20. Juni 2007 oder zu einem späteren
Zeitpunkt zu beschließenden bedingtem und/oder genehmigtem Kapital erfolgen.



Zeitpunkt zu beschließenden bedingtem und/oder genehmigtem Kapital erfolgen.

Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der
Schuldverschreibungen sowie die Anleihebedingungen festzusetzen bzw. im Einvernehmen
mit den Organen des die Schuldverschreibungen begebenden Konzernunternehmens
festzulegen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung, Bezugs- bzw.
Umtauschverhältnis, Begründung einer Wandlungspflicht, Festlegung einer baren
Zuzahlung, Ausgleich oder Zusammenlegung von Spitzen, Barzahlung statt Lieferung von
Aktien, Lieferung existierender statt Ausgabe neuer Aktien, Options- bzw. Wandlungspreis
gemäß der vorstehenden Vorgaben und Options- bzw. Wandlungszeitraum.

Abstimmungsergebnis
Ja-Stimmen: 24.122.227

94,26%

Tagesordnungspunkt 10

Schaffung eines bedingten Kapitals 2007

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen:

10.1 Schaffung eines neuen bedingten Kapitals

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu € 11.625.000,00 durch Ausgabe
von bis zu 4.650.000 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien mit
Gewinnberechtigung ab Beginn des Geschäftsjahres ihrer Ausgabe bedingt erhöht.

Das bedingte Kapital dient der Gewährung von Bezugs- und/oder Wandlungsrechten
an die Inhaber von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, die gemäß der
Ermächtigung der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 20. Juni 2007 von der
Gesellschaft oder einem Konzernunternehmen begeben werden.

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe der vorstehend unter
Tagesordnungspunkt 9 beschriebenen Ermächtigung jeweils festzulegenden Options-
bzw. Wandlungspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen,
wie die Inhaber bzw. Gläubiger von Bezugs- bzw. Wandlungsrechten von diesen
Rechten Gebrauch machen oder die zur Wandlung verpflichteten Inhaber ihre Pflicht
zur Wandlung erfüllen und soweit nicht ein Barausgleich gewährt oder eigene Aktien
oder aus genehmigtem Kapital geschaffene Aktien zur Bedienung eingesetzt werden.
Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung einer
bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen (Bedingtes Kapital 2007).

10.2 Satzungsänderung

Die Absätze 3 bis 5 des § 4 der Satzung der Gesellschaft werden zu Absätzen 4 bis 6
und § 4 wird um einen neuen Absatz 3 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

„Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu € 11.625.000,00 durch
Ausgabe von bis zu 4.650.000 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien
mit Gewinnberechtigung ab Beginn des Geschäftsjahres ihrer Ausgabe
bedingt erhöht.



Das bedingte Kapital dient der Gewährung von Bezugs- und/oder
Wandlungsrechten  an  d ie  Inhaber von  Options- und/oder
Wandelschuldverschreibungen, die gemäß der Ermächtigung der
Hauptversammlung der Gesellschaft vom 20. Juni 2007 von der Gesellschaft
oder einem Konzernunternehmen begeben werden. Die Ausgabe der neuen
Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des im Beschluss der
Hauptversammlung der Gesellschaft vom 20. Juni 2007 zu
Tagesordnungspunkt 9 jeweils festzulegenden Options- bzw. Wandlungspreis.

Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie die Inhaber bzw.
Gläubiger von Bezugs- bzw. Wandlungsrechten von diesen Rechten Gebrauch machen oder
die zur Wandlung verpflichteten Inhaber ihre Pflicht zur Wandlung erfüllen und soweit nicht
ein Barausgleich gewährt oder eigene Aktien oder aus genehmigtem Kapital geschaffene
Aktien zur Bedienung eingesetzt werden. Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren
Einzelheiten der Durchführung einer bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen (Bedingtes
Kapital 2007).“

Abstimmungsergebnis
Ja-Stimmen: 25.570.654

99,91%


